
D ie Personalprobleme in der Berli-
ner Verwaltung gehören der Ver-
gangenheit an. Denn dort hat man

offenbar tierische Nachwuchskräfte an-
werben können: Jungfuchs Günther
tauchte diese Woche hochmotiviert im
sechsten Stock des Dienstgebäudes der
Sozialverwaltung in der Oranienstraße
auf – „ohne Dienstausweis und Termin“
zwar, aber immerhin pünktlich: „zwi-
schen 8.00 Uhr und 09.00 Uhr“.

Kein Wunder, dass man ihn dort am
liebsten gleich eingestellt hätte, auch
wenn die Polizei ihn erst einmal mit-
nahm, um ihn zum Tierarzt zu bringen.
Die Senatsverwaltung erwäge, „aufgrund
des Fachkräftemangels Günther eine dau-
erhafte Stelle anzubieten“, wie sie dem
Checkpoint mitteilte. Die Begründung
für die Job-Ausschreibung hat man dort
schon parat: „Schlau ist er ja und die poli-
zeiliche Überprüfung hat er auch schon
hinter sich.“ Welche Vergabestelle
könnte da Nein sagen?

Von Tag zu Tag

Ein Beitrag aus dem Tagesspiegel-
Newsletter Checkpoint – damit Sie
früher wissen, was Berlin bewegt. Abo:
checkpoint.tagesspiegel.de

Die Berliner Staatsanwaltschaft hat Er-
mittlungen gegen Vorstände der Investiti-
onsbank Berlin (IBB) im Zusammenhang
mit der Auszahlung von Corona-Soforthil-
fen eingestellt. Den Betroffenen sei kein
strafrechtlich relevantes Fehlverhalten
vorzuwerfen, teilte die Behörde am Don-
nerstag mit. Die Staatsanwaltschaft hatte
nach Angaben einer Sprecherin seit 30.
Juni 2020 wegen des Verdachts der Un-
treue beziehungsweise Beihilfe zur Un-
treue ermittelt. Hintergrund waren Be-
trugsfälle im Zusammenhang mit der Aus-
zahlung der Corona-Soforthilfen.

Diese sind aus Sicht der Staatsanwalt-
schaft aber nicht den Beschuldigten bei
der IBB zuzurechnen, sondern „aufbetrü-
gerischen Handlungen Dritter, die durch
falsche Angaben Auszahlungen bewirkt
haben“. Nach umfangreicher Prüfung sei
kein „pflichtwidriges Handeln“ feststell-
bar – weder bei den Verantwortlichen der
Bank noch bei Beschäftigten, die an der
Ausgestaltung des Programms zu den So-
forthilfenbeteiligtgewesenseien,hießes.

Angesichts der „coronabedingten Aus-
nahmesituation“ sei die bewusste Ent-
scheidung nicht zu beanstanden, schnell
und unbürokratisch Hilfen zu ermögli-
chen und eine vertiefte Prüfung der An-
träge hintanzustellen. Gleichwohl gab es
nach einem Bericht der „Berliner Morgen-
post“ laut dem Abschlussvermerk der
Staatsanwaltschaft Prüfungen: So seien
im Zeitraum vom 27. März bis zum
31. Mai 2020 insgesamt 245677 An-
träge gestellt worden. Davon seien
31916 abgelehnt worden. Laut Staatsan-
waltschaft habe es bei etwa 9260 Anträ-
gen nachgelagerte, vertiefte Stichproben-
prüfungen gegeben.  dpa

Die Berliner Senatskanzlei verschärft
nach dem Fake-Videointerview der Regie-
renden Bürgermeisterin Franziska Giffey
(SPD) mit einer Person, die sich als
Kiews Bürgermeister Vitali Klitschko aus-
gegeben hatte, die Sicherheitsbestimmun-
gen. Zukünftig wird es „Vortests“ hin-
sichtlich der Echtheit von Gesprächspart-
nern geben, teilte die Senatskanzlei auf
Tagesspiegel-Anfrage mit. Inzwischen
hat sich herausgestellt, dass hinter dem
Fake-Anruf vom russischen Staatskon-
zern Gazprom bezahlte Satiriker stecken,
die den Kreml unterstützen. Das ergaben
Recherchen des ARD-Magazins „Kon-
traste“. Der Fall eröffne eine „neue Di-
mensionen von Prüf-
notwendigkeiten in
der gesamten Kom-
munikation“,
schreibt die Senats-
kanzlei.

Die Prüfungen sol-
len schon in der Ge-
sprächsanbahnung
beginnen – dafür ist
in den meisten Fäl-
len die Protokollab-
teilung zuständig.
Künftig sollen in solche Gesprächsfor-
mate mit ausländischen Gästen „insbe-
sondere externe Stellen wie Botschaften
und Bundesministerien“ stärker einbezo-
gen werden.

Neben Berlins Regierender Bürger-
meisterin hatten die russischen Satiriker
noch mindestens vier weitere europäi-
sche Stadtoberhäupter sowie die EU-In-
nenkommissarin Ylva Johansson mit ih-
rer Masche hereingelegt. In ihrer Show
auf Russlands YouTube-Alternative Ru-
tube waren bisher jedoch nur Aus-
schnitte aus ihren Gesprächen mit Johans-
son und Warschaus Stadtpräsident Rafal
Trzaskowski zu sehen. Die Gesprächsin-
halte mit Giffey sollten in dieser Woche
veröffentlicht werden. Bisher ist dies
aber nicht geschehen.

Giffey und ihr Team waren während
des Gesprächs erst wegen der Fragen
des Gegenübers stutzig geworden – das
Video des vermeintlichen Gesprächs-
partners habe echt gewirkt. Video-Auf-
nahmen der Senatskanzlei existieren
aber nicht, weil das Gespräch vertrau-
lich sein sollte. Zwar wurden die Sicher-
heitsbedingungen nun verschärft, einen
Fehler will die Senatskanzlei aber nicht
gemacht haben. Stattdessen heißt
es: „Im konkreten Fall weisen wir da-
rauf hin, dass die genutzte E-Mail-En-
dung den Adressen entsprach, wie sie
etwa auch das Internationale Büro in
Kiew nutzt, mit dem die Senatskanzlei
für gewöhnlich in Kontakt steht.“

Nach dem Fake-Interview hatte der
echte Vitali Klitschko Giffey ein Ge-
spräch angeboten. Ein Termin dafür steht
jedoch noch nicht fest. Es ist auch dies-
mal wieder ein Video-Call vorgesehen.
Dieser soll diesmal allerdings „in enger
Abstimmung mit der Botschaft der
Ukraine und dem Internationalen Büro in
Kiew“ organisiert werden. Die Senats-
kanzlei betont: „Es wird in geeigneter
Weise ein Vortest bezüglich der Echtheit
erfolgen.“  Julius Betschka
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Immer mehr Menschen in Berlin sind auf
Hilfe angewiesen – die Sozialarbeiter:in-
nen, die sie unterstützen können, fehlen
aber überall. Eine seit Jahren klaffende Lü-
cke im sozialen Bereich wächst immer
weiter. Staatliche Stellen und freie Träger
können ihren wachsenden Bedarf an gut
ausgebildeten Sozialarbeiter:innen nicht
decken. Gleichzeitig verändert sich die
Stadt immer weiter: Soziale Härten neh-
men zu, die Zahl obdachloser Menschen
steigt.

Ela Hörnschemeyer ist Fachbereichslei-
terin bei der Gebewo, einem sozialen Trä-
ger mit Einrichtungen in der Wohnungs-
notfallhilfe, der Eingliederungshilfe so-
wie der Hilfe für Frauen. Sie kennt die
Szene seit gut 30 Jahren. Sie registriert,
dass hilfebedürftige Menschen immer öf-
ter durchs System fallen, wie sie sagt –
ganz einfach weil diejenigen, die es am
Laufen halten, überlastet sind. „Wenn
keine Hilfe geleistet werden kann, rut-
schen die Leute mitunter richtig ab“, er-
klärt Hörnschemeyer. Sie spricht von ei-
nem „Teufelskreis“ und bezieht sich da-
bei auf die schwindende Leistungsfähig-
keit des Sozialsystem, das gerade in Pan-
demiezeiten massiv gefordert ist. Men-
schen blieben sich selbst überlassen,
auch weil die Kapazitäten der ebenfalls
chronisch überlasteten Streetworker
nicht ausreichen würden, sagt Ela Hörn-
schemeyer.

Und nicht nur dort: „Der Personalman-
gel betrifft alle Träger in ganz Berlin.
Viele Einrichtungen haben einen Aufnah-
mestopp verhängt, weil ihnen die Leute
fehlen.“ Gehe es so weiter, „werden frü-
her oder später bestimmte Dienst abgewi-
ckelt werden müssen“, ist sich Hörnsche-
meyer sicher. Schon jetzt könnten be-

stimmte Wohnfor-
men, wie Sozialsta-
tionen, oft keine
neuen Klienten auf-
nehmen. Deshalb
landen die Men-
schen früher oder
später im Kranken-
haus. Hörnsche-
meyer spricht von ei-
nem „Verschiebe-
bahnhof“, nur dass
es dabei eben nicht

um Waren, sondern um Menschen gehe.
Mirjam Blumenthal (SPD), Jugend-

und Gesundheitsstadträtin in Neukölln,
bestätigt das Problem. Sie spricht von ei-
ner „Entmenschlichung“ der Sozialen Ar-
beit, einfach weil immer weniger Mitar-
beiter:innen immer mehr Klient:innen zu
betreuen haben und dadurch der „zwi-
schenmenschliche Dialog“ auf der Stre-
cke bleibe. „Durch den Personalmangel
entsteht eine Überlastung der Menschen,
die aktuell die Arbeit leisten. Das wie-
derum führt zu Ausfällen und einer erneu-
ten Mehrbelastung der verbleibenden Ar-
beitskräfte. Wir verwalten den Mangel“,

sagt Blumenthal. Aktuell seien von 166
Stellen, die im Bezirksamt Neukölln zur
Verfügung stehen, 140 besetzt. „Alle su-
chen händeringend Menschen, die gut
ausgebildet sind und in der sozialen Ar-
beit arbeiten können“, sagt Blumenthal.
Sie verweist auf den „unwahrscheinlich
hohen psychischen Druck“, unter dem
vor allem die Mitarbeiter:innen im Be-
reich Kinderschutz stehen. „Im Extrem-
fall kann der Personalmangel das Kinds-
wohl gefährden“, sagt Blumenthal und er-
gänzt: „Alles, was dazu führt, dass mehr
gut ausgebildete Menschen in diesem Be-
reich arbeiten, hilft.“

Um dem Fachkräftemangel etwas ent-
gegenzusetzen, plant die Senatsverwal-
tung für Finanzen gemeinsam mit der Ka-
tholischen Hochschule für Sozialwesen
in Berlin (KHSB) einen dualen Studien-
gang Soziale Arbeit. Dieser soll zum Som-
mersemester 2023 starten, die Unter-
zeichnung des befristeten Kooperations-
vertrages ist für den kommenden Mitt-
woch angesetzt. Jeweils 40 Studierende
sollen nach aktueller Planung vom kom-
menden Sommersemester an für das Be-
rufsfeld Soziale Arbeit ausgebildet wer-
den. Die Besonderheit: Die Studienplätze
werden zumindest zunächst ausschließ-
lich von Studierenden des Landes Berlin
belegt. Sie sollen bereits während des Stu-
diums in den Jugend-, Gesundheits- und
Sozialämtern der Berliner Bezirke tätig
sein. Dazu kommen Studierende aus Jus-
tizvollzugsanstalten, den Sozialen Diens-

ten der Justiz und dem Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales. Eine Übernahme
nach erfolgreichem Studienabschluss in
diesen Bereichen ist Bestandteil des Stu-
dienvertrages. Die Kosten belaufen sich
für das Land Berlin im gesamten Projekt-
zeitraum auf einen niedrigen einstelligen
Millionenbetrag. Die Studienentgelte in
Höhe von 1400 Euro pro Monat tragen
die Praxisstellen.

Für Gabriele Kuhn-Zuber, Präsidentin
der in Karlshorst gelegenen KHSB, ist
der duale Studiengang eine passende Re-
aktion auf den Fachkräftemangel in der
Stadt. „Wir wollen nicht, dass die Men-
schen in der sozialen Arbeit verheizt wer-
den“, sagt sie und verweist auf die für Be-
werber:innen und Studierende günstige
Ausgangslage. „Uns erreichen sehr viele
Anfragen von möglichen Arbeitgebern.
Bedarf gibt es in allen Bereichen“, sagt
Kuhn-Zuber. Nicht zuletzt die Co-
rona-Pandemie habe das Thema in
den Blick gerückt, eine Vielzahl der Pro-
bleme sei „wie unter einem Brennglas für
alle deutlich geworden“.

Ela Hörnschemeyer, die für ihren Fach-
bereich der Eingliederungshilfe ebenfalls
händeringend Sozialarbeiter:innen
sucht, bleibt bei dem neuen dualen Studi-
engang vorerst nur Zaungast. Freie Trä-
ger profitieren zumindest zunächst
nicht. Für eine grundsätzliche Verbesse-
rung der Lage brauche es ohnehin viel
mehr als das, ist sie sich sicher, nämlich
„Anerkennung und Wertschätzung“.

Dutzende junge Männer mit Migrations-
hintergrund dreschen im Freibad aufei-
nander ein. Enthemmte Gewalt, Testoste-
ron auf Brautschau, Berlin im bundeswei-
ten Fokus. „Familien und Kinder müssen
unbeschwertinsSchwimmbadgehenkön-
nen in Deutschland“, kommentierte Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser einen
solchen Vorfall Ende Juni im Sommerbad
Neukölln. Ein Video der angeblichen
„Massenschlägerei“ verbreitete sich
schnell im Internet. Die SPD-Politikerin
erklärte in der „Bild“-Zeitung, dies sei
„ganz offensichtlich Gewalt aus migranti-
schen Milieus“. Faeser forderte deshalb
„hinreichend Polizeipräsenz“ in Freibä-
dern. Wie schlimm ist die Lage also?

Zahlen der Polizei zeigen keinen Trend
hin zu mehr Gewalt in Berliner Freibä-
dern. In und um Bäder sowie an Stränden
sind für 2017 in der Statistik 35 Fälle von
Körperverletzung erfasst worden, 2018
waren es 82 und 2019 dann 76. Für 2020
sind 50 Fälle registriert worden, 2021
dann 34 – diese beiden Jahre sind aller-
dings wegen der Corona-Pandemie mit
Einschränkungen verwertbar, der Zugang

zu Freibädern war teils begrenzt. Für die-
ses Jahr sind in den 26 Freibädern und
Strandbädern von Januar bis Ende Juni elf
Schlägereien erfasst worden. Meist konn-
ten diese mit ein bis zwei Beamten geklärt
werden. Dagegen war Ende Juni im Som-
merbad Neukölln und bei einer weiteren
Schlägerei im Steglitzer Freibad am Insu-
lanereinezweistelligeZahl vonPolizisten
notwendig, um die Lage zu beruhigen.
SindFreibädersogefährlich,dassdiePoli-
zei dort dauerpräsent sein muss?

Ausgangspunkt der Auseinanderset-
zung im Sommerbad Neukölln war ein
Streitüber Kinder,diemitWasserpistolen
spritzten. Eine 21-Jährige hatte einem
Mann ins Gesicht gespuckt, er brach ihr
dann mit einem Schlag das Nasenbein. In
vielen Medien wurden daraus eine „Mas-
senschlägerei“mit250Personen.Tatsäch-
lichprügeltensich wenige Menschen,wie
Zeugen vor Ort bestätigen, mit denen
der Tagesspiegel sprechen konnte. Auch
Videoaufnahmen bestätigen diese Sicht.
Die Polizei selbst spricht nicht von einer
Massenschlägerei, aberdavon, dass Besu-
cher Beamte und Sicherheitskräfte be-

drängt hatten und dass es zu Tumulten
kam. Auch dies ist auf den Videoaufnah-
men zu sehen. Unbeteiligte – oder gar Fa-
milien und Kinder, wie Faesers Formulie-
rung nahelegt – wurden dabei nicht ange-
griffen. Das Bad wurde geräumt.

Anders als die Bundesinnenministerin
sieht die Berliner Polizei keine Belege für
gestiegene Gewaltbereitschaft. Auf An-
frageschreibtdieBehörde: „Auseinander-
setzungen in Freibädern sind kein absolut
neuesPhänomen.(...)GestiegeneGewalt-

bereitschaft als Ursache zu benennen,
wäre rein spekulativ und nicht valide.“

DieForderungnachmehrPolizei inFrei-
bädernweistdieBehördezurück.„DiePo-
lizeiBerlinist fürdieFrei-undSommerbä-
der nicht originär zuständig“, teilt eine
Sprecherin mit. Das Hausrecht liege bei
den Inhabern – und diese engagieren ei-
gene Sicherheitsdienste. So war es auch
im Sommerbad Neukölln oder am Insula-
ner.„DiePolizeiBerlintrifftdannMaßnah-
men, wenn die öffentliche Sicherheit und
Ordnung gefährdet ist, Straftaten began-
genwerdenodersieexplizitumAmtshilfe
gebeten werden“, sagte die Sprecherin
weiter.

Der Fokus von Innenministern auf Frei-
bäder hat durchaus eine Vorgeschichte.
2019 sprach Faesers Amtsvorgänger
Horst Seehofer (CSU) auch mit Blick auf
angebliche Krawalle in einem Düsseldor-
fer Freibad von einem „angespannten Si-
cherheitsgefühl“ in Deutschland. Recher-
chender ARD zeigten später,dassdiese in
der Form gar nicht stattgefunden hatten –
einige Jugendliche hatten eine Rutsche
blockiert.  J. Betschka/A. Fröhlich

Botschaften
und
Ministerien
werden
stärker
einbezogen

Tierbesuch. Günther kam ohne Termin und
Ausweis.  Foto: dpa/Daniela Sprenger/SenIAS

Nina Breher begrüßt Fuchs Günther
in der Sozialverwaltung

Corona-Hilfen:
Ermittlungen

eingestellt
Staatsanwaltschaft sieht

kein Fehlverhalten bei IBB

An der Belastungsgrenze. Weil viele Stellen für Sozialarbeiter:innen nicht besetzt sind, müssen die vorhandenen mehr arbeiten und sind stärkeren Belastungen ausgesetzt. So verschärfe
der Mangel sich selbst, meinen Expert:innen. Eine neue Ausbildung soll Abhilfe schaffen.  Foto: dpa/Stefan Trappe

„Im
Extremfall
kann der
Mangel das
Kindeswohl
gefährden“

Konflikte.
Im Sommerbad Neu-
kölln löste eine Wasser-
pistolen-Spritzerei
einen Streit aus, einer
Frau wurde das Nasen-
bein gebrochen. Es
kam zu Tumulten.
Foto: dpa/Paul Zinken

Wieder ein
Video-Call

mit Klitschko
Senatskanzlei verschärft

Sicherheitsbestimmungen

Nachwuchskraft
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Von Robert Kiesel

Hilfe für Helfer
Es gibt zu wenig ausgebildete Sozialarbeiter. In Berlin startet daher nun ein Pilotprojekt

Blaulicht am Beckenrand
Nach Tumulten will die Bundesinnenministerin mehr Polizei in Freibädern. Berlin lehnt das ab. Einen Gewaltanstieg gibt es nicht


